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Satzung  

über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für außerunterrichtliche Angebote 

im Rahmen der Offenen Ganztagsschule 
an den Grundschulen der Stadt Bad Oeynhausen 

(Elternbeitragssatzung OGS) 
vom 12.10.2018 

in der Fassung der 
2. Änderungssatzung vom 25.01.2024 

 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung gilt für die Inanspruchnahme von außerunterrichtlichen An-
geboten im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS) im Primarbereich 
an Bad Oeynhausener Grundschulen, in denen OGS-Betreuung angeboten 
wird. Die Satzung ist Grundlage für die Erhebung des Beitrages, den Bei-
tragspflichtige zu leisten haben, die ihre Kinder für die Teilnahme an au-
ßerunterrichtlichen Angeboten an der Offenen Ganztagsschule angemeldet 
haben. 
 
 

§ 2 
Offene Ganztagsschule 

 
(1) In den Grundschulen der Stadt Bad Oeynhausen besteht für die Schü-

lerinnen und Schüler die Möglichkeit, in einer „Offene Ganztags-
schule“ (OGS) nach dem Runderlass des Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. Dezember 
2010, in der jeweils gültigen Fassung, betreut zu werden. 

 
(2) Die OGS bietet zusätzlich zum planmäßigen Unterricht an allen Unter-

richtstagen und ggfs. auch an unterrichtsfreien Tagen, an bewegli-
chen Ferientagen und in den Schulferien, außer an Samstagen, Sonn- 
und Feiertagen, Angebote außerhalb der Unterrichtszeit (außerunter-
richtliche Angebote) an. 

 
(3) Die Angebotsstruktur und die Angebotszeiten ergeben sich aus den 

schulspezifischen Konzepten der einzelnen Offenen Ganztagsschulen. 
Die außerunterrichtlichen Angebote der OGS gelten als schulische 
Veranstaltungen. 
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(4) Gemäß dem Grundlagenerlass erstreckt sich der Zeitrahmen unter 
Einbezug der allgemeinen Unterrichtszeit in der Regel an allen Unter-
richtstagen von spätestens 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr, bei Bedarf auch 
länger, mindestens aber bis 15:00 Uhr. 

 
(5) In diesem Zeitrahmen werden bei Bedarf (mindestens 12 Schülerin-

nen und Schüler der OGS) auch in den Schulferien Ferienangebote 
vorgehalten; mindestens aber ein dreiwöchiges Ferienangebot in den 
Sommerferien. Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher Schul-
standorte können an einem Ort zusammengeführt werden. Für die Fe-
rienangebote kann der freie Träger der offenen Ganztagsangebote 
von den Eltern ein gesondertes Entgelt verlangen und abrechnen. 

 
 

§ 3 
Teilnahmeberechtigte, Aufnahme, Abmeldung, Ausschluss 

 
(1) Es werden nur Kinder in die OGS aufgenommen, soweit Plätze vor-

handen sind. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. Über die Auf-
nahme entscheidet die Schulleiterin bzw. der Schulleiter in Abstim-
mung mit dem Träger der OGS nach pflichtgemäßem Ermessen. 

 
(2) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der OGS ist frei-

willig, die Anmeldung eines Kindes zur Teilnahme daran bindet je-
doch für die Dauer eines Schuljahres (01.08. bis 31.07.). Unterjähri-
ge An- und Abmeldungen sind in begründeten Ausnahmefällen jeweils 
zum 01. eines Monats möglich. 

 
(3) Anmeldung und Beitragspflicht verlängern sich für das folgende 

Schuljahr, wenn der Betreuungsvertrag nicht innerhalb von 6 Wochen 
zum Ende des Schuljahres gekündigt wird. Die Beitragspflicht endet 
automatisch mit Ablauf des Schuljahres, zu dessen Ende das Kind die 
Einrichtung verlässt. 

 
(4) Ein Kind kann von der Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten 

der OGS ausgeschlossen werden, insbesondere wenn 
 

a) das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht zulässt, 
 

b) das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
 

c) die Beitragspflichtigen ihrer Beitragspflicht nicht nachkommen, 
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d) die erforderliche Zusammenarbeit mit den Eltern oder den recht-
lich gleichgestellten Personen von diesen nicht mehr möglich 
gemacht wird, 

 
e) die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren 

bzw. sind. 
 
 

§ 4 
Elternbeiträge 

 
(1) Die Stadt Bad Oeynhausen erhebt für die Betreuung von Kindern im 

Rahmen der Offenen Ganztagsschule an den städtischen Grund-
schulen öffentlich-rechtliche Beiträge (Elternbeiträge). 
 

(2) Die Beiträge werden von der Stadt Bad Oeynhausen nach einer Ein-
kommensprüfung festgesetzt und eingezogen. 
 

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes in das au-
ßerunterrichtliche Angebot der OGS. Sie gilt grundsätzlich für ein 
Schuljahr und auch in den Zeiten der Schulferien. Wird ein Kind im 
laufenden Schuljahr aufgenommen oder verlässt es im laufenden 
Schuljahr die OGS, ist der Beitrag anteilig zu zahlen. 
 

(4) Die Elternbeiträge werden stets als volle Monatsbeiträge erhoben, 
unabhängig von An- und Abwesenheitszeiten des Kindes sowie 
Schließzeiten, Ferien oder Ähnlichem. Im Falle eines Wechsels inner-
halb des Stadtgebietes wird der zu zahlende Beitrag auf einen bereits 
geleisteten Monatsbetrag angerechnet. 
 

(5) Das Entgelt für das Mittagessen wird von dem jeweils eingesetzten 
Träger der OGS gesondert verlangt und ist direkt an diesen zu zah-
len. 

 
 

§ 5 
Beitragspflicht 

 
(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellten 

Personen im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII, mit denen das Kind 
zusammenlebt. 

 
(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an 

die Stelle der Eltern bzw. der den Eltern i. S. d. § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB 
VIII gleichgestellten Personen. 
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(3) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kin-
derfreibetrag nach § 32 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ge-
währt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leis-
tung erhalten, an die Stelle der Eltern. 

 
(4) Sind mehrere Personen beitragspflichtig, so sind sie Gesamtschuld-

ner. 
 
 

§ 6 
Beitragshöhe 

 
(1) Die Beitragspflichtigen haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu entrich-
ten. 

 
(2) Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bemisst sich nach dem Jahres-

einkommen der Beitragspflichtigen. 
 
(3) Die Höhe der zu entrichtenden Beiträge ergibt sich aus der Anlage zu 

dieser Satzung. Die Elternbeiträge erhöhen sich jährlich dynamisch 
um 3 v. H. Die Beträge werden auf volle Euro gerundet (kaufmänni-
sche Rundung). Die Erhöhung erfolgt erstmalig zum Schuljahr 
2025/26. 

 
(4) Pflegeeltern zahlen unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 3 einen 

Elternbeitrag, der sich nach der Elternbeitragsstaffel aus der dritten 
Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, nach den Regelungen dieser 
Satzung ergibt sich ein niedrigerer Beitrag. 

 
 

§ 7 
Einkommen 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven 

Einkünfte der in § 5 genannten Personen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 
2 des Einkommenssteuergesetzes (EStG) („Bruttoeinkommen“), ver-
mindert um die nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG anerkannten Sonderaus-
gaben für Kinderbetreuungskosten. Von dem beitragsrelevanten Ein-
kommen sind die dazugehörigen Werbungskosten abzuziehen. Ist die 
Höhe der Werbungskosten nicht durch das Finanzamt festgestellt, 
werden die nach dem Einkommenssteuerrecht geltenden Pauschalen 
zu Grunde gelegt.Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunfts-
arten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten oder 
Partners ist nicht zulässig. 
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(2) Dem Einkommen im Sinne des Absatzes 1 sind ausländische Einkünf-

te, steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung 
des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die in 
§ 5 genannten Personen und das Kind, für das der Elternbeitrag ge-
zahlt wird, hinzuzurechnen. Öffentliche Leistungen, die nicht überwie-
gend für die Deckung des Lebensunterhaltes bestimmt sind, wie z. B. 
Pflegegeld oder Blindengeld, werden nicht als Einkommen angerech-
net. 

 
(3) Bezieht ein Beitragspflichtiger Einkünfte aus einem Beschäftigungs-

verhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm 
auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche 
Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem er-
mittelten Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der Einkünfte aus die-
sem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des 
Mandats hinzuzurechnen. 

 
(4) Das Kindergeld und der Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeld-

gesetz und entsprechenden Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. 
Ferner bleibt das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz (BEEG) bis zu den in § 10 BEEG genannten Beträgen unbe-
rücksichtigt. 

 
(5) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 EStG 

zu gewährenden Freibeträge von dem ermittelten Einkommen abzu-
ziehen. 

 
 

§ 8 
Maßgeblicher Einkommenszeitraum 

 
(1) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist immer das Ein-

kommen eines Kalenderjahres. 
 

(2) Für die erstmalige Festsetzung des Elternbeitrages geben die Bei-
tragspflichtigen eine Selbsteinschätzung zum voraussichtlichen erwar-
teten Jahreseinkommen ab. 
Ändert sich das Einkommen auf Dauer, ist eine neue Selbsteinschät-
zung unverzüglich abzugeben. 
Der Elternbeitrag wird ggf. ab dem Kalendermonat nach Eintritt der 
Änderung neu festgesetzt. 
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Steht nach Ablauf des Kalenderjahres das tatsächliche Jahresein-
kommen fest, ist die Beitragsfestsetzung zu überprüfen und ggf. an-
zupassen. 
 

(3) Bei der Überprüfung einer bereits erfolgten oder bei einer erstmaligen 
rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das tatsächliche Einkommen 
im Jahr der Beitragspflicht zu Grunde gelegt. Der Elternbeitrag ist im 
Falle einer solchen Änderung für dieses Kalenderjahr neu festzuset-
zen. 

 
(4) Das Einkommen eines Kalenderjahres ist auch dann für die Bemes-

sung der Beitragshöhe maßgeblich, wenn das Kind nicht während des 
ganzen Kalenderjahres ein Angebot der OGS besucht oder besucht 
hat. 
 

(5) Eine Ermittlung des Einkommens entfällt, wenn und solange sich die 
Beitragspflichtigen durch schriftliche Erklärung gegenüber der Stadt 
Bad Oeynhausen zur Zahlung des jeweils höchsten nach der Anlage 
zu dieser Satzung ausgewiesenen Elternbeitrags verpflichten. 

 
 

§ 9 
Beitragsermäßigung / Beitragsbefreiung 

 
(1) Besuchen zwei oder mehr Kinder der Beitragspflichtigen i.S.d § 5 Abs. 

1 und 2 gleichzeitig eine Tageseinrichtung für Kinder/ Kindertages-
pflegeeinrichtung und ein Angebot der Offenen Ganztagsschule, so 
gilt das Kind in der Offenen Ganztagsschule als Zweitkind, für das ein 
Beitrag in Höhe von 50 v. H. des Beitrages der Offenen Ganztags-
schule festgelegt wird. Alle weiteren Kinder in der Offenen Ganztags-
schule gelten ebenfalls als Zweitkinder im Sinne der Beitragstabelle 
der Offenen Ganztagsschule. 

 
(2) Für Beitragspflichtige, die Leistungen nach dem SGB II, Leistungen 

nach dem SGB XII, Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungsgesetz, 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz oder Kinderzuschlag nach dem 
Bundeskindergeldgesetz beziehen, erfolgt die Einstufung in die un-
terste Einkommensstufe. 

 
(3) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen wer-

den, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten 
ist (§ 90 Abs. 4 SGB VIII). 
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§ 10 
Einkommensnachweis, Mitteilungspflichten 

 
(1) Die Beitragspflichtigen nach § 5 dieser Satzung sind verpflichtet, bei 

Aufnahme und danach auf Verlangen ihr maßgebliches Einkommen 
bzw. das Vorliegen von Befreiungstatbeständen nachzuweisen. 

 
(2) Ohne Angabe zur Einkommenshöhe oder Vorlage des geforderten 

Nachweises bzw. bei nicht glaubhaftem Einkommen ist der Betrag 
nach der höchsten Einkommensstufe zu zahlen. 

 
(3) Alle Veränderungen in den wirtschaftlichen und persönlichen Verhält-

nissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, 
sind der Stadt Bad Oeynhausen unverzüglich mitzuteilen. 

 
 

§ 11 
Festsetzung des Elternbeitrags 

 
(1) Die Festsetzung des Elternbeitrags erfolgt durch Bescheid der Stadt 

Bad Oeynhausen. 
 

(2) Die endgültige Festsetzung erfolgt jeweils rückwirkend nach Vorlage 
der erforderlichen Einkommensunterlagen. Bei Nichtvorlage notwen-
diger Nachweise erfolgt die endgültige Festsetzung unter Berücksich-
tigung der höchsten Einkommensgruppe. 

 
 

§ 12 
Fälligkeit, Ausgleich von Unterschiedsbeträgen 

 
(1) Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn monatlich im Voraus bis 

zum 15. eines jeden Monats zu zahlen; sich ergebende Nachzah-
lungsverpflichtungen sind mit dem nächsten Monatsbeitrag zu erfül-
len. 
 

(2) Die Fälligkeit für Beitragsnachforderungen aus endgültigen Festset-
zungen beträgt einen Monat nach Zugang des Festsetzungsbeschei-
des. 
 

(3) Etwaige sich aus einer späteren vorläufigen Beitragsfestsetzung erge-
bende Überzahlungen sind mit dem nächsten fälligen Monatsbeitrag 
zu verrechnen. 
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(4) Die Verjährungsfrist für Elternbeiträge ergibt sich aus § 12 Abs. 1 Nr. 
4b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NW) i.V.m. § 169 Abs. 2 Satz 1 und § 170 Abs. 2 Nr. 1 der Ab-
gabenordnung (AO) in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 

§ 13 
Beitreibung 

 
Die Elternbeiträge können nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgeset-
zes NRW in der jeweils gültigen Fassung im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden. 
 
 

§ 14 
Bußgeldvorschriften 

 
Ordnungswidrig i.S.d. § 20 Abs. 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG 
NRW) handelt, wer die in § 8 bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll-
ständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
1.000 Euro geahndet werden. 
 
 

§ 15 
Gespeicherte Daten 

 
Für die Erhebung der Elternbeiträge werden folgende personenbezogenen 
Daten in autorisierten Dateien gespeichert: 
 
Allgemeine 
Daten: 

Name und Anschrift der Erziehungs- bzw. Sor-
geberechtigten und der Kinder, Geburtsdaten al-
ler Kinder sowie weitere zur kassenmäßigen 
Abwicklung erforderlichen Daten 
(z.B. Bankverbindung etc.) 

 
Die Löschung der Daten erfolgt nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschrif-
ten. 
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§ 16 
Inkrafttreten 

 

Diese 2. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Bad Oeynhausen über 
die Erhebung von Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Angebote im 
Rahmen der Offenen Ganztagsschule an den Grundschulen der Stadt Bad 
Oeynhausen (Elternbeitragssatzung OGS) vom 12.10.2018 tritt zum 
01.08.2024 in Kraft. 
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Anlage 

zur Satzung  
über die Erhebung von Elternbeiträgen  

für außerunterrichtliche Angebote 
im Rahmen der Offenen Ganztagsschule 

an den Grundschulen der Stadt Bad Oeynhausen 
(Elternbeitragssatzung OGS) 

vom 12.10.2018 
in der Fassung vom 25.01.2024 

 
 
Tabelle über die Höhe der Elternbeiträge für die Betreuungsangebote der 
Offenen Ganztagsschulen in Bad Oeynhausen für das Schuljahr 2024/25 
 

Jahreseinkommen Erstkind Zweitkind 

bis 35.000 € 0 € 0 € 

bis 40.000 € 39 € 19 € 

bis 45.000 € 48 € 24 € 

bis 50.000 € 57 € 29 € 

bis 55.000 € 68 € 34 € 

bis 60.000 € 79 € 39 € 

bis 65.000 € 91 € 45 € 

bis 70.000 € 102 € 51 € 

bis 75.000 € 114 € 57 € 

bis 80.000 € 126 € 63 € 

bis 85.000 € 138 € 69 € 

bis 90.000 € 150 € 75 € 

bis 95.000 € 162 € 81 € 

bis 100.000 € 173 € 86 € 

bis 105.000 € 184 € 92 € 

bis 110.000 € 195 € 97 € 

bis 115.000 € 206 € 103 € 

bis 120.000 € 217 € 108 € 

über 120.000 € 228 € 114 € 

 


